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Drucksache V/601 


Der Bundesminister der Finanzen 

IV B/1 -S 2193 -34/66 


Bonn, den 3. Mai 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Betr.: Steuerlidie Behandlung der Aufwendungen für Aus- 
steuer und für Wohnungseinriditung jungvermählter 
Eheleute 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Erhard (Bad Schwal- 
badi), Frau Pitz-Savelsberg, Picard und Genossen 
— Drudcsadie V/529 — 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


1. Teilt die Bundesregierung die vom Bundesfinanzhof (BFH) im 
Urteil VI 23/65 S vertretene Ansicht, daß die steuerliche Behand- 
lung der Aufwendungen für die Wohnungseinriditung bei 
' jungvermählten Eheleuten nicht befriedigt, wenn diese sich ihre 
Wohnungseinrichtung selbst anschaffen müssen? 

Nach dem Gnindsatzurteil des Bundesfinanzhofs vom 9. April 
1965 — VI 23/65 S (Bundessteuerblatt 1965 III S. 441) — können 
die Aufwendungen jungvermählter Eheleute zur Einrichtung 
ihres eigenen Hausstands nicht nach § 33 EStG als außerge- 
wöhnliche Belastung berücksichtigt werden, da mit den aufge- 
wendeten Mitteln Gegenstände von nicht unerheblichem Ge- 
genwert erworben werden. Im Rahmen der Vorschrift des § 33 
EStG können aber im Hinblick auf ihren Billigkeitscharakter 
grundsätzlich nur solche Aufwendungen eines Steuerpflichtigen 
berücksichtigt werden, die bei ihm selbst nicht zu einem echten 
Gegenwert führen. Insofern ist, worauf auch der Bundesfinanz- 
hof in der bezeichneten Entscheidung hingewiesen hat, gegen- 
über den Fällen, in denen Eltern ihrer Tochter eine Aussteuer 
gewähren, eine andere Sach- und Rechtslage gegeben, weil es 
sich bei den Eltern um einen „verlorenen" Aufwand handelt. 
Aber auch für Aussteueraufwendungen der Eltern ist eine 
Steuerermäßigung nicht schlechthin möglich. Diese ist vielmehr 
dadurch eng begrenzt, daß weder die Eltern noch die Tochter 
erhebliches Vermögen haben dürfen und daß diese Personen 
auch aus ihrem laufenden Einkommen keine Ersparnisse für 
Aussteuerzwecke hätten bilden können (Abschnitt 188 der Ein- 
kommensteuer-Richtlinien). Der Bundesfinanzhof hat in seiner 
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Entscheidung VI 23/65 S nicht die Ansicht vertreten, daß die 
steuerliche Behandlung der Aufwendungen für die Wohnungs- 
einrichtung bei jungvermählten Eheleuten nicht befriedige. Er 
hat vielmehr lediglich festgestellt, daß weder die Finanzver- 
waltung noch die Steuergerichte zu entscheiden hätten, ob die 
in engen Grenzen noch mögliche Steuerermäßigung für Aus- 
steueraufwendungen der Eltern luid die im Rahmen von § 33 
EStG nicht erreichbare Steuerermäßigung bei der Selbstbeschaf- 
fung der Wohnungseinrichtung durch Jungvermählte noch den 
Forderungen des modernen Sozialstaates gerecht würden. In 
diesem Zusammenhang hat er ausgeführt, daß es Sache des 
Gesetzgebers sei, einzugreifen, wenn das geltende Recht den 
herrschenden Anschauungen nicht mehr entspräche und seine 
Anwendung zu unbefriedigenden Ergebnissen führe. 

Die Bundesregierung verkennt keineswegs die Schwierigkeiten, 
die gerade Verlobte und Neuvermählte auf sich nehmen müs- 
sen, wenn sie sich einen eigenen Hausstand selbst einrichten 
müssen. Gegen eine gesetzliche Regelung, nach der diese Per- 
sonen derartige Aufwendungen steuerlich absetzen könnten, 
spricht aber vor allem, daß sie sich infolge der progressiven 
Gestaltung des Einkommensteuertarifs ungleich auswirken 
würde und somit dem hier im Vordergrund stehenden Gedan- 
ken einer gleichmäßigen Hilfe nicht gerecht werden könnte. 
Ein steuerfreier Betrag würde in allen den Fällen, in denen 
wegen der geringen Höhe des Einkommens ohnehin keine 
oder nur eine geringe Steuer zu entrichten ist, zu keinem oder 
keinem nennenswerten Vorteil führen, während gerade die 
Bezieher größerer Einkommen erhebliche Vorteile hätten. Es 
kommt hinzu, daß sich die Berücksichtigung von Aufwendungen 
zur erstmaligen Einrichtung eines Hausstands kaum auf' einen 
solchen Tatbestand beschränken ließe, sondei;n mit Recht zu 
zahlreichen Berufungen in ähnlich gelagerten Fällen (wie etwa 
bei einer notwendigen Vergrößerung des Hausstands wegen 
Familienzuwachses) führen müßte. 

Im übrigen ist eine nichtsteuerliche Hilfe für junge Eheleute 
bereits im Spar-Prämiengesetz enthalten, das bei Verheiratung 
unter bestimmten Voraussetzungen die vorzeitige Freigabe 
des Sparguthabens vorsieht. Durch diese Maßnahme wird der 
von den Sparkassen gepflegte Gedanke des Heiratssparens 
wirksam unterstützt. 


2. Hat der BFH in einem schwebenden, die Aussteuer betreffenden 
Rechtsstreit den Bundesminister der Finanzen zum Beitritt zum 
Verfahren gemäß § 287 AO auf gefordert und dabei die Einfüh- 
rung eines allgemeinen festen Freibetrages. für die Beschaffung 
der Wohnungsausstattung von Jungvermählten angeregt? 

Der Bundesminister der Finanzen ist bisher nicht vom Bundes- 
finanzhof in einem schwebenden, die Aussteuer betreffenden 
Verfahren gemäß § 122 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung zum 
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Beitritt aufgefordert worden. Der Bundesfinanzhof hat auch 
bislang in keinem Verfahren die Einführung eines allgemeinen 
festen Freibetrags für die Beschaffung der Wohnungsaus- 
stattung von Jungvermählten angeregt. Mit einer solchen An- 
regung ist auch seitens des Bundesfinanzhofs nicht zu rechnen. 
Denn das wäre mit dem Grundsatz der Gewaltenteilung nicht 
vereinbar. 


3. Wird der Bundesfinanzminister dem Verfahren beitreten und 
wie beurteilt die Regierung die Anregung des BFH? 

Einem etwaigen Beitrittsersuchen des Bundesfinanzhofs würde 
der Bundesminister der Finanzen nachkommen. 

Gegen die Einführung eines allgemeinen festen Freibetrags 
für die Beschaffung der Wohnungsausstattung von Jungver- 
mählten bestehen Bedenken. Ein solcher Freibetrag ließe sich 
nicht im Rahmen der §§ 33, 33 a des Einkommensteuergesetzes 
verwirklichen. Denn diese Vorschriften sind grundsätzlich nur 
dann anwendbar, wenn mit den Aufwendungen keine Gegen- 
werte oder Vorteile von nicht nur vorübergehender Dauer 
erlangt werden. Eine Durchbrechung dieses Grundsatzes müßte 
unübersehbare Konsequenzen nach sich ziehen. Aber auch die 
Einführung eines allgemeinen Tariffreibetrags für junge Ehe- 
leute erscheint bedenklich. Ein derartiger Freibetrag könnte 
niemals der Forderung gerecht werden, daß durch eine staat- 
liche Flilfe gerade denjenigen Eheleuten die Anschaffung der 
Wohnungseinrichtung erleichtert werden müßte, die sich wegen 
ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse eine eigene Wohnungsein- 
richtung nur unter großen persönlichen Opfern beschaffen 
könnten. Wie bereits in der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, 
wird sich der Freibetrag bei Eheleuten mit geringem Einkom- 
men nicht oder nur unwesentlich auswirken, wogegen Eheleute 
mit höherem Einkommen einen ungleich größeren Vorteil hät- 
ten. 

Im übrigen kann die Einführung eines festen Freibetrags auch 
aus gewichtigen haushaltsmäßigen Gründen nicht befürwortet 
werden. So würde bei einem Freibetrag von 3000 DM, der je- 
weils in drei aufeinanderfolgenden Kalenderjahren gewährt 
würde, bei vollem Wirksamwerden mit Haushaltsausfällen von 
über 400 Millionen DM je Kalenderjahr zu rechnen sein. In 
Anbetracht der schwierigen Haushaltslage sind derartige Aus- 
fälle nicht vertretbar. 


4. Muß angenommen werden, daß steuerliche Erleichterungen für 
Aufwendungen für Aussteuer künftig wegfallen, wenn eine 
Regelung im Sinne der Anregung des BFIi unterbleibt? 

Die Nichtgewährung einer Steuerermäßigung für die Aufwen- 
dungen junger Eheleute zur Beschaffung einer eigenen Woh- 
nungseinrichtung hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf 
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die Anerkennung der Aufwendungen der Eltern für die Aus- 
steuer einer Tochter als außergewöhnliche Belastung im Sinne 
des § 33 EStG. Der Bundesfinanzhof hat allerdings in der 
Entscheidung VI 23/65 S ausgeführt, daß es durchaus in Zweifel 
gezogen werden könnte, ob steuerliche Erleichterungen für die 
Aussteueraufwendungen seitens der Eltern gerechtfertigt seien. 
Es kann daher nicht ausgeschlossen werden, daß der Bundes- 
finanzhof unter veränderten Verhältnissen seine bisherige 
Rechtsprechung wandelt und ähnlich wie bei der Aussteuer- 
gewährung an einen Sohn nur noch in ganz besonders gelager- 
ten Einzelfällen eine die Zwangsläufigkeit der Aufwendungen 
begründende sittliche Verpflichtung der Eltern annimmt. 


5. Hält die Bundesregierung die derzeitige Regelung der steuer- 
lichen Behandlung der Aufwendungen für Aussteuer bzw. für 
die Wohnungseinrichtung jungvermählter Eheleute, die sich 
diese selbst anschaffen müssen, für vereinbar mit Artikel 6 
Abs. 1 GG? 

über diese Frage wird das Bundesverfassungsgericht voraus- 
sichtlich im Rahmen einer Verfassungsbeschwerde gegen das 
Urteil des Bundesfinanzhofs VI 23/65 S vom 9. April 1965 
(Bundessteuerblatt 1965 III S. 441) entscheiden. Nach Auffas- 
sung der Bundesregierung ist die derzeitige einkommensteuer- 
liche Behandlung der Aufwendungen der Eltern für die Gewäh- 
rung einer Aussteuer an eine Tochter bzw. der eigenen Auf- 
wendungen jungvermählter Eheleute zur Einrichtung einer 
Wohnung mit Artikel 6 Abs. 1 des Grundgesetzes vereinbar. 


Dahlgrün 
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